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Beschluss des Vorstandes der Tschechischen Rechtsanwaltskammer  

vom 11. September 2008,
durch welchen Einzelheiten über die Pflichten der Rechtsanwälte und das Vorgehen des Kontrollrates der Tschechischen Rechtsanwaltskammer im Bezug auf das Gesetz über einige Maßnahmen gegen die Legalisierung von Erträgen aus Straftaten und der Finanzierung von Terrorismus bestimmt werden.

Der Vorstand der Tschechischen Rechtsanwaltskammer hat gem. § 44 Abs. 4 Buchst. b) und § 46 Abs. 5 des Gesetzes Nr. 85/1996 Smlg., über die Rechtsanwaltschaft in der Fassung späterer Vorschriften (im Folgenden nur „das Rechtsanwaltsgesetz“) das folgende beschlossen: 

Art. 1

Der Rechtsanwalt als verpflichtete Person

(1) Der Rechtsanwalt ist eine verpflichtete Person gem. des Gesetzes Nr. 253/2008 Smlg., über einige Maßnahmen gegen die Legalisierung von Erträgen aus Straftaten und der Finanzierung von Terrorismus (im Folgenden nur „das Gesetz“), lediglich in dem Falle, in dem er die im § 2 Abs. 1 Buchst. g) des Gesetzes aufgeführten Tätigkeiten (im Folgenden nur „beobachtete Tätigkeiten“) ausübt.

(2) Das Vorgehen des Rechtsanwalts als verpflichtete Person richtet sich nach dem Gesetz und dem Rechtsanwaltsgesetz und in deren Rahmen nach den Berufsvorschriften

(3) Vor der Gewährung von Rechtsdienstleistungen, die in der Ausübung von beobachteten Tätigkeiten bestehen sollen, ist der Rechtsanwalt verpflichtet, den Mandanten über die Pflichten zu informieren, die sich aus dem Gesetz und aus dieser Berufsvorschrift ergeben.

Art. 2

Mandantenidentifikation

(4) Bei der Ausübung von beobachteten Tätigkeiten ist der Rechtsanwalt verpflichtet, eine Identifikation des Mandanten auf die im § 3 des Gesetzes aufgeführte Art und Weise nur in dem Fall durchzuführen, in dem es sich um einen Fall handelt, auf den sich die Verpflichtung zur Identifikation gem. § 7 des Gesetzes bezieht.

(5) Der Rechtsanwalt ist nicht verpflichtet, eine Identifikation des Mandanten durchzuführen, falls

a) die Identifikation des Mandanten des Rechtsanwalts bereits eine andere verpflichtete Person durchgeführt hat und der Rechtsanwalt diese Identifikation übernommen hat (§ 11 Abs. 1 bis 3 des Gesetzes), oder

b) es sich um einen Fall handelt, in welchem das Gesetz die Durchführung der Identifikation des Mandanten durch die verpflichtete Person nicht erfordert (§13 des Gesetzes), oder

c) die Identifikation des Mandanten gem. § 10 des Gesetzes durchgeführt wurde.

Art. 3

Mandantenkontrolle


Der Rechtsanwalt ist nicht verpflichtet, eine Kontrolle des Mandanten gem. § 9 des Gesetzes durchzuführen, in dem Falle, in dem er dem Mandanten die in § 27 Abs. 1 des Gesetzes aufgeführten Rechtsdienstleistungen gewährt.

Art. 4

Ablehnung der Durchführung von Weisungen des Mandanten

Der Rechtsanwalt ist verpflichtet, in den in § 15 Abs. 1 und 2 aufgeführten Fällen das Durchführen von Weisungen des Mandanten abzulehnen.

Art. 5

Aufschub der Erfüllung einer Anweisung des Mandanten

(6) Der Rechtsanwalt schiebt die Erfüllung einer Anweisung des Mandanten auf und kommt weiteren, in der Bestimmung des § 20 Abs. 1 des Gesetzes aufgeführten Verpflichtungen nur in dem Falle nach, in dem

a) die Anweisung des Mandanten beobachtete Tätigkeiten betrifft, und

b) die Gefahr droht, dass die unverzügliche Erfüllung der Anweisung des Mandanten die in § 20 Abs. 1 des Gesetzes aufgeführten Folgen haben könnte.

(7) Auf den Aufschub der Erfüllung der Anweisung macht der Rechtsanwalt den Mandanten in der Mitteilung über ein verdächtiges Geschäft (im Folgenden nur „die Mitteilung“) gem. Artikel 7 aufmerksam.

 Mitteilungsverpflichtung im Falle eines verdächtigen Geschäfts

Art. 6

 Entstehung einer Mitteilungsverpflichtung

(8) Der Rechtsanwalt unterliegt einer Mitteilungsverpflichtung gem. § 18 des Gesetzes nur in dem Falle, dass

a) er beobachtete Tätigkeiten ausübt, und
b) im Zusammenhang mit der Ausübung dieser Tätigkeiten ein verdächtiges Geschäft im Sinne von § 6 des Gesetzes (im folgenden nur „ein verdächtiges Geschäft“) feststellt.
(9) Der Rechtsanwalt unterliegt einer Mitteilungsverpflichtung gem. Abs. 1 allerdings nicht in dem Falle, in dem er dem Mandanten die in § 27 Abs. 1 des Gesetzes aufgeführten Rechtsdienstleistungen gewährt.

Art. 7

Mitteilung 

(10) Die Mitteilungsverpflichtung gem. Art. 6 Abs. 1 erfüllt der Rechtsanwalt durch eine Mitteilung gegenüber der Tschechischen Rechtsanwaltskammer (im folgenden nur „die Kammer“)

(11) Die Mitteilung tätigt der Rechtsanwalt mittels eines Mitgliedes des Kontrollrates der Kammer (im folgenden nur „der Kontrollrat“), das durch den Kontrollrat auf Grundlage dessen Kompetenz zur Erfüllung der Aufgaben der Kammer im Zusammenhang mit den Maßnahmen gegen die Legalisierung von Erträgen aus Straftaten und der Finanzierung von Terrorismus (§ 46 Abs. 5 des Rechtsanwaltsgesetzes) zur Erfüllung der Verpflichtungen ermächtigt wurde, die dem Kontrollrat im Rahmen der Ausübung der genannten Kompetenz  zufallen (im folgenden nur „das zuständige Mitglied des Kontrollrats“).

(12) Die Mitteilung muss spätestens innerhalb von zwei Kalendertagen ab dem Tag der Feststellung eines verdächtigen Geschäfts getätigt werden und zwar gem. dem diesem Beschluss beigelegten Muster; die Bestimmung des Art. 8 Abs. 2 bleibt hiervon unberührt.

(13) Der Rechtsanwalt ist verpflichtet, die Mitteilung persönlich zu tätigen (§ 27 Abs. 3, 1. Satz des Gesetzes); die Bestimmung einer anderen Person als Kontaktperson gem. § 22 des Gesetzes ist ausgeschlossen.

(14) Durch die Einreichung der Mitteilung bleibt die gesetzliche Verpflichtung des Rechtsanwalts, die Vorbereitung oder die Begehung einer Straftat zu verhindern (§ 167 des Strafgesetzbuches) unberührt.

Art. 8

Art und Weise der Tätigung der Mitteilung

(15) Der Rechtsanwalt muss die Mitteilung

1. durch eingeschriebenen Brief an die Adresse: Kontrollrat der Tschechischen Rechtsanwaltskammer, Národní 10, 110 00 Prag 1,
2. durch einen persönlich zugestellten Schriftsatz in den Werktagen zwischen 9.00 und 15.00 Uhr an der Adresse: Kontrollrat der Tschechischen Rechtsanwaltskammer, Národní 10, 110 00 Prag 1, oder 

3. mittels eines elektronischen Schriftsatzes, versehen mit einer elektronischen Unterschrift an die elektronische Adresse sekr-dun@cak.cz.

tätigen.

(16) Falls die Umstände des Falles dies erfordern, insbesondere falls eine Verzugsgefahr droht oder falls das Ende der in § 7 Abs. 3 aufgeführten Frist außerhalb den im Abs. 1 Punkt 2 aufgeführten Zeitraum fällt, kann die Mitteilung in der im Art. 7 Abs. 3 aufgeführten Frist auch mündlich zu Protokoll getätigt werden, und zwar an einem, telefonisch mit dem zuständigen Mitglied des Kontrollrates unter der Telefonnummer +420 224 951 767 oder +420 224 951 753 vorab vereinbarten Ort.  Die Mitteilung kann in einem solchen Fall auch per Telefax unter der Telefaxnummer +420 224 951 751 damit getätigt werden, dass dem zuständigen Mitglied des Kontrollrates innerhalb von zwei Tagen das Original zugestellt wird. 

Art. 9

Pflichten des Kontrollrates nach Entgegennahme der Mitteilung

(17) Das zuständige Mitglied des Kontrollrates überprüft die Mitteilung des Rechtsanwalts zum Zwecke der Feststellung, ob sie nicht im Widerspruch mit dem Gesetz, mit dem Rechtsanwaltsgesetz oder mit dieser Berufsvorschrift steht, und ob sie allen Erfordernisse gem. des durch diese Berufsvorschrift bestimmten Musters entspricht; falls die Mitteilung diesen Erfordernissen nicht entspricht, macht das zuständige Mitglied des Kontrollrates den Rechtsanwalt hierauf auf angemessene Art und Weise unverzüglich aufmerksam und fordert ihn auf, die fehlenden Erfordernisse in einer von ihm bestimmten Frist nachzureichen.

(18) Falls die Mitteilung des Rechtsanwalt die in Absatz 1 aufgeführten Bedingungen erfüllt, geht das zuständige Mitglied des Kontrollrates entsprechend vor, damit er die Mitteilung des Rechtsanwalts in der Frist gem. § 27 Abs. 3, 3. Satz des Gesetzes dem Finanzministerium (der finanz-analytischen Abteilung) zustellt.

(19) Das zuständige Mitglied des Kontrollrates ist berechtigt, zum Inhalt der Mitteilung des Rechtsanwalts Stellung zu nehmen; falls es dies tut, stellt es diese Stellungnahme dem Finanzministerium (der finanz-analytischen Abteilung) zusammen mit der Mitteilung des Rechtsanwalts zu.

(20) Das zuständige Mitglied des Kontrollrates ist verpflichtet, dem Rechtsanwalt unverzüglich schriftlich oder mittels elektronischer Post mitzuteilen, ob und wann seine Mitteilung dem Finanzministerium (Finanz-analytischen Abteilung) zugestellt wurde.

(21) Falls das zuständige Mitglied des Kontrollrates die Zustellung der Mitteilung gem. Abs. 2 deshalb nicht durchgeführt hat, weil es nach der Überprüfung festgestellt hat, dass die Mitteilung nicht die durch das Gesetz, das Rechtsanwaltsgesetz oder durch diese Berufsvorschrift bestimmten Bedingungen erfüllt, gibt er die Mitteilung zusammen mit der Begründung seines Vorgehens unverzüglich an den Rechtsanwalt zurück.

Art.10

Informationspflicht

(22) Auf Aufforderung des zuständigen Mitglieds des Kontrollrates und in der durch dieses bestimmten Frist ist der Rechtsanwalt verpflichtet, Angaben mitzuteilen, Unterlagen vorzulegen oder Informationen zur Verfügung zu stellen, die die Kammer stellvertretend für das Finanzministerium (die finanz-analytische Abteilung) von dem Rechtsanwalt gem. des § 24 und 27 Abs. 4 des Gesetzes verlangt.

(23) Die Bestimmung des Absatzes 1 gilt entsprechend für die Pflichten des Rechtsanwalts bei der durch den Kontrollrat gem. § 37 Abs. 2 des Gesetzes durchgeführten Kontrolle.

Art. 11

Schulung der Angestellten

Im Rahmen der Schulung der Angestellten gem. § 23 des Gesetztes stellt der Rechtsanwalt insbesondere sicher, dass die Angestellten mit dem Gesetz, mit dieser Berufsvorschrift und mit der Berufsvorschrift, die die Durchführung der Verwahrung von Geld, Wertpapieren oder sonstigem Vermögen des Mandanten des Rechtsanwalts regelt, bekannt gemacht werden.

Art. 12

Gemeinsame Bestimmungen

(1) Der Rechtsanwalt ist nicht verpflichtet, gegenüber dem Mandanten hinsichtlich der Tätigung der Mitteilung, der Untersuchung eines verdächtigen Geschäfts, der durch die Kammer oder das Finanzministerium (die finanz-analytische Abteilung) unternommenen Maßnahmen oder hinsichtlich der Erfüllung der Informationspflicht gem. Art. 10 die Schweigepflicht zu wahren, falls die Enthüllung dieser Tatsachen seitens des Rechtsanwalts gegenüber dem Mandanten dazu dienen soll, den Mandanten davon abhalten, sich an einer verbotenen Tätigkeit zu beteiligen.

(2) Bei der Verwahrung von Angaben und Unterlagen, die im Zusammenhang mit der Identifikation des Mandanten gem. Art. 2 oder mit der Kontrolle des Mandanten gem. § 9 des Gesetzes erlangt wurden, geht der Rechtsanwalt gem. § 16 Abs. 1, 2 und 4 und § 17 des Gesetzes und einer besonderen Berufsvorschrift, durch welche einige Einzelheiten über die Dokumentation des Rechtsanwalt bei der Gewährung von Rechtsdienstleistungen, geregelt werden, vor.



Art. 13

Aufgehobene Bestimmungen

Folgende Bestimmungen werden aufgehoben:

1. Beschluss des Vorstandes der Tschechischen Rechtsanwaltskammer Nr. 6/2004 des Amtsblattes der Tschechischen Rechtsanwaltskammer, durch welchen das Vorgehen der Rechtsanwälte und des Kontrollrates der Tschechischen Rechtsanwaltskammer bei der Erfüllung der, durch gesetzliche Vorschriften über Maßnahmen gegen die Legalisierung von Erträgen aus Straftaten bestimmten Pflichten, bestimmt wird.

2. Beschluss des Vorstandes der Tschechischen Rechtsanwaltskammer Nr. 2/2005 des Amtsblattes der Tschechischen Rechtsanwaltskammer, durch welchen der Beschluss des Vorstandes der Tschechischen Rechtsanwaltskammer Nr. 6/2004 des Amtsblattes der Tschechischen Rechtsanwaltskammer, durch welchen das Vorgehen der Rechtsanwälte und des Kontrollrates der Tschechischen Rechtsanwaltskammer bei der Erfüllung der, durch gesetzliche Vorschriften über Maßnahmen gegen die Legalisierung von Erträgen aus Straftaten bestimmten Pflichten, bestimmt wird, geändert wird.

3. Beschluss des Vorstandes der Tschechischen Rechtsanwaltskammer Nr. 5/2005 des Amtsblattes der Tschechischen Rechtsanwaltskammer, durch welchen der Beschluss des Vorstandes der Tschechischen Rechtsanwaltskammer Nr. 6/2004 des Amtsblattes der Tschechischen Rechtsanwaltskammer, durch welchen das Vorgehen der Rechtsanwälte und des Kontrollrates der Tschechischen Rechtsanwaltskammer bei der Erfüllung der, durch gesetzliche Vorschriften über Maßnahmen gegen die Legalisierung von Erträgen aus Straftaten bestimmten Pflichten, bestimmt wird, geändert wird, in der Fassung des Beschlusses des Vorstandes der Tschechischen Rechtsanwaltskammer Nr. 2/2005 des Amtsblattes der Tschechischen Rechtsanwaltskammer.

Art. 14

Wirksamkeit

Dieser Beschluss wird am dreißigsten Tag nach seiner Bekanntmachung im Amtsblatt der Tschechischen Rechtsanwaltskammer wirksam.

JUDr. Vladimír Jirousek, eigenhändig,

Präsident der Tschechischen Rechtsanwaltskammer

Anlage zum Beschluss des Vorstands Nr. 2/2008 des Amtsblattes der Tschechischen Rechtsanwaltskammer

Formular zur Mitteilung eines verdächtigen Geschäfts

	I.

Die das verdächtige Geschäft mitteilende Person



	Name und Nachname des Rechtsanwalts:
	 

	Registriernummer:
	

	Kanzleisitz:
	

	Telefonnummer:
	
	E-Mail:
	

	II.

Identifikationsangaben der Person, auf die sich die Mitteilung bezieht



	Natürliche Person

	Name:
	

	Nachname:
	

	Geburtsnummer:

	

	Geburtsort:
	

	Geschlecht:
	

	Adresse:

	

	Staatsangehörigkeit:
	

	Personalausweis
	Art:
	
	Nummer:
	

	
	Staat/Organ:
	
	Gültig bis:
	

	Handelsfirma:

	

	Unternehmensort:3
	

	Identifikationsnummer:3
	

	Juristische Person

	Handelsfirma oder Bezeichnung:
	

	Sitz:
	

	Identifikationsnummer:

	

	Nachweis über das Bestehen der juristischen Person:
	

	Statutarorgan einer juristischen Person


	Name:
	

	Nachname:
	

	Geburtsnummer:1
	

	Geburtsort:
	

	Geschlecht:
	

	Adresse:2
	

	Staatsangehörigkeit:
	

	Personalausweis
	Art:
	
	Nummer:
	

	
	Staat/Organ:
	
	Gültig bis:
	


	III.

Identifikationsangaben aller weiteren Beteiligten des Geschäfts, die dem Rechtsanwalt bekannt sind



	Natürliche Person

	Name:
	

	Nachname:
	

	Geburtsnummer:1
	

	Geburtsort:
	

	Geschlecht:
	

	Adresse:2
	

	Staatsangehörigkeit:
	

	Personalausweis
	Art:
	
	Nummer:
	

	
	Staat/Organ:
	
	Gültig bis:
	

	Handelsfirma:3
	

	Unternehmensort:3
	

	Identifikationsnummer:3
	

	Juristische Person

	Handelsfirma oder Bezeichnung:
	

	Sitz:
	

	Identifikationsnummer:4
	

	Nachweis über das Bestehen der juristischen Person:
	

	Statutarogan der juristischen Person5

	Name:
	

	Nachname:
	

	Geburtsnummer:1
	

	Geburtsort:
	

	Geschlecht:
	

	Adresse:2
	

	Staatsangehörigkeit:
	

	Personalausweis
	Art:
	
	Nummer:
	

	
	Staat/Organ:
	
	Gültig bis:
	

	IV.

Informationen über wesentliche Umstände des Geschäfts



	


	V.

Weitere Informationen, die das Geschäft betreffen



	

	VI.

Informationen über das Vermögen, auf das sich eine internationale Sanktion bezieht



	

	In 
	                                        
	den
	
	Unterschrift:
	


� 	Falls keine Geburtsnummer zugeteilt wurde, wird das Geburtsdatum angeführt.


� 	Adresse des dauerhaften Aufenthalts oder eines sonstigen Aufenthalts.


� 	Wird lediglich im Falle einer natürlichen Person ausgefüllt, die unternehmerisch tätig ist.


� 	Im Falle einer ausländischen juristischen Person wird eine entsprechende, im Ausland zugeteilte Nummer aufgeführt.


� 	Falls das Statutarorgan mehrere Mitglieder hat, werden in der selben Anlage die Angaben über die weiteren Mitglieder aufgeführt. Entsprechend wird vorgegangen, falls das Statutarogan oder eines seines Mitglieder eine juristische Person ist – in einem solchen Falle werden in einer gesonderten Anlage die Identifikationangaben dieser juristischen Person und die Identifikationaangaben der natürlichen Personen, die deren Statutarorgane oder Mitglieder sind, angegeben.





� Die mitteilende Person führt Gegenstand und wesentliche Umstände des verdächtigen Geschäfts an, die ihr bekannt sind. Sie führt im Einzelnen an: Gründe für die Transaktion, die der Teilnehmer an dem Geschäft aufführt; Beschreibung des verwendeten Bargeldes beziehungsweise anderer Geldmittel und weitere Umstände der Barzahlung; zeitliche Angaben; Kontonummern, auf denen sich Geldmittel befinden, bezüglich derer die Mitteilung getätigt wird und alle Kontonummern, auf welche oder von welchen Geldmittel überwiesen wurden oder werden sollen, einschließlich der Identifikatoin der Kontoinhaber und Disponenten, falls die mitteilende Person zu diesen Angaben Zugang hat; die Währung; Umstände, durch welche das Geschäft verdächtig erscheint; gegebenenfalls festgestellte Telefon- und Faxnummern; Beschreibung und Evidenznummern von Verkehrsmitteln; Beschreibung des Verhaltens des Teilnehmers an dem Geschäft und der weiteren Beteiligten und weitere Informationen, die im Bezug auf die beteiligten Personen oder die gegenständliche Transaktion von Bedeutung sein könnten.


� Hier werden weitere Angaben aufgeführt, die mit dem verdächtigen Geschät zusammenhängen können – z.B. Informationen über weitere Geschäfte oder Personen, die eine Beziehung zu dem verdächtigen Geschäft oder zu Personen haben, die über dieses weitere Informationen gewähren könnten.


� Wird lediglich in dem Falle ausgefüllt, in dem die Mitteilung auch Vermögen betrifft, auf das sich eine internationale Sanktion bezieht, die zum Zwecke der Erhaltung oder der Wiederherstellung des internationalen Friedens und der Sicherheit, des Schutzes von grundlegenden Menschenrechten oder dem Kampf gegen Terrorismus erlassen wurde; es wird eine kurze Beschreibung dieses Vermögens, die Angabe über seinen Aufenthalt und seinen Eigentümer, falls der mitteilenden Person bekannt, und die Information, ob eine unmittelbare Gefahr der Verletzung, der Wertminderung oder der Benutzung dieses Vermögens im Widerspruch zum Gesetz droht, aufgeführt.





